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(Nr. 7889.) Allerhöchſter Erlaß vom 15. September 1871. betreffend die Genehmigung des 
Regulativs für die Organiſation der Verwaltung des Provinzialvermögens 
und der Provinzialanſtalten in der Provinz Weſtphalen. 


Au den Bericht vom 5. d. M. will Ich in Gemäßheit des F. 53. des Geſetzes 
1897 Anordnung der Provinzialſtände der Provinz Weſtphalen vom 27. März 
1824. (Geſetz⸗Samml. S. 108.), dem Antrage des Provinziallandtages dieſer 
Provinz entſprechend, das anliegende 


7 Regulativ für die Organiſation der Verwaltung des Pro- 
vinzialvermögens und der Provinzialanſtalten in der Pro- 
vinz Weſtphalen 
hiermit genehmigen. 
Baden⸗Baden, den 15. September 1871. 


Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. 
An den Miniſter des Innern. 


Regulativ 
für die 
Organiſation der Verwaltung des Provinzialvermoͤgens und der 
Provinzialanſtalten in der Provinz Weſtphalen. 


. 1. 


Die Verwaltung der Provinzialanſtalten und des Vermögens der Provinz Stänbifcher 
Weſtphalen fteht dem Provinziallandtage zu, welcher zur Ausübung feiner Be“ Vance 


x niffe einen ftändifchen Verwaltungsausſchuß von einem zum anderen Landtage ausſchuß. 
eſtellt. 
Jahrgang 1871. (Nr. 7889.) 60 $. 2. 


Ausgegeben zu Berlin den 12. Oktober 1871. 


Zuſammen⸗ 
ſetzung des 
Ausſchuſſes. 


Wirkungskreis 
e 
Ausſchuſſes. 


8 §. 2. 
Der Ausſchuß beſteht aus f 
1) dem jedesmaligen Landtags marſchall, welcher auch in der Zwiſchenzeit 
bis zum nächſten Provinziallandtage im Ausſchuſſe verbleibt, oder, in 
Behinderungsfällen deſſelben, dem Stellvertreter des Landtagsmarſchalls 
als Vorſitzenden; 
2) ah) aus zwei Mitgliedern des erſten Standes, über welche ſich die dieſem 
Stande Angehörigen zu einigen haben; 
b) aus zwölf vom Provinziallandtage dergeſtalt gewählten Mitgliedern, 
daß dem II., III. und IV. Stande je vier Mitglieder angehören. 
Wahlfähig ſind alle für die laufende Wahlperiode gewählten 
Abgeordneten und Stellvertreter. Für jedes dieſer Mitglieder 
(Nr. 2. a. und b.) iſt ein Stellvertreter zu beſtellen. 

Die Zahl der Ausſchußmitglieder kann nach Bedürfniß durch Beſchluß 
des Provinziallandtages vermehrt werden. 

Der Ausſchuß wählt bei feiner Konſtituirung dasjenige Mitglied, welches 
im Falle einer eintretenden Erledigung des Marſchallamtes oder einer gleich» 
zeitigen Behinderung des Marſchalls und deſſen Stellvertreters für die Dauer 
jener Erledigung beziehungsweiſe Behinderung die Obliegenheiten des Marſchalls 
wahrzunehmen hat. 

Der Ausſchuß iſt beſchlußfähig, wenn einſchließlich des Vorſitzenden min⸗ 
deſtens acht ſeiner Mitglieder reſp. deren Stellvertreter anweſend ſind. 

Die Mitglieder (reſp. deren Stellvertreter) des Ausſchuſſes, ſowie der 
Kommiſſionen (F. 3.) erhalten, ſoweit dieſelben zu den gewählten Mitgliedern 
des Landtages gehören, für jeden Reiſe- reſp. Situmgstag Diäten und Reiſekoſten 
nach den vom Provinziallandtage zu beſtimmenden Sätzen. 

§. 3. 

Der Ausſchuß führt die Verwaltung im Auftrage und nach Maßgabe 
der Beſchlüſſe des Provinziallandtages, insbeſondere auch in Gemäßheit des von 
dieſem feſtzuſtellenden Finanzetats. 

Derſelbe vertritt den Provinzialverband nach Außen, verhandelt Namens 
deſſelben mit Behörden und Privatperſonen und führt den Schriftwechſel. Die 
Ausfertigungen der Urkunden werden Namens des Ausſchuſſes von dem Vor⸗ 
figenden deſſelben gültig unterzeichnet; werden in denſelben Verpflichtungen für 
den 5 übernommen, fo muß noch die Unterſchrift eines Ausſchuß⸗ 
mitgliedes hinzukommen. 

Der Ausſchuß hat die Befugniß, zur Verwaltung und Beaufſichtigung 
der einzelnen Anſtalten und Inſtitute beſondere Kommiſſionen oder Kommiſſare 
aus ſeiner Mitte zu beſtellen und denſelben die Vertretung des Provinzialver⸗ 
bandes in Bezug auf die Verwaltung der betreffenden Anſtalten und Inſtitute 
nach Außen zu übertragen. 

Seinen Geſchäftsgang regelt der Ausſchuß durch eine von ihm zu ent⸗ 
werfende, durch Beſchluß des Provinziallandtages feſtzuſtellende Geſchäftsordnung. 

Ueber die Ergebniſſe der Verwaltung hat der Ausſchuß dem Provinzial ⸗ 
landtage Jahresberichte zu erſtatten. 995 
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$. 4. 

Der Landtagsmarſchall und in Behinderung der Stellvertreter ($. 2.) 
führt den Vorſitz im Ausſchuſſe. Nach Maßgabe der Geſchäftsordnung beruft 
er den Ausſchuß und leitet die Verhandlungen. Die Berufung des Ausſchuſſes 
muß auf Verlangen von acht Mitgliedern deſſelben erfolgen. 

Er it berechtigt, jeder Zeit, auch wenn der Ausſchuß nicht verſammelt iſt, 
Kenntniß von dem Gange der Verwaltung zu nehmen und ſind die ſämmtlichen 
ſtändiſchen Beamten verpflichtet, ihm jede verlangte Auskunft zu gewähren. 

Maßregeln der ſtändiſchen Beamten, welche nach ſeiner Anſicht deren 
Befugniſſe überſchreiten oder für den provinzialſtändiſchen Verband und die Auf⸗ 
aben deſſelben weſentlichen Nachtheil herbeiführen würden, kann er bis zur nächſten 
itzung beanſtanden. s 

55. 


Die zur Beſorgung der laufenden Geſchäfte einzelner Verwaltungszweige 
(der Feuerſozietät, des Landarmenweſens, der Provinzialhülfskaſſe ꝛc.) erforderlichen 
oberen Beamten werden vom Provinziallandtage gewählt und vom Landtags⸗ 
marſchall in ihre Aemter eingeführt und vereidigt. 

Der Umfang der Amtspflichten dieſer Beamten wird von dem Ausſchuſſe 
durch beſondere Geſchäftsinſtruktionen geregelt, deren Genehmigung dem Pro» 
vinziallandtage vorbehalten bleibt. 

Dieſe Geſchäftsinſtruktionen beſtimmen auch insbeſondere, in wie weit die 
Vorſteher der einzelnen Verwaltungszweige ihre Geſchäfte ſelbſtſtändig wahrzu⸗ 
nehmen haben. 8 6 


Die Stellen der zur Beſorgung der Büreau⸗, Kaſſen⸗, techniſchen und 


Landtags; 
marſchall. 


Ständiſche 
Beamte. 


Ständiſche 


anderen Geſchäfte des Ausſchuſſes nöthigen Beamten werden nach Zahl, Dienft- Büreaubeamte. 


einkommen und Art der Beſetzung (auf Lebenszeit, auf Zeit, auf Kündigung) 

auf Vorſchlag des Ausſchuſſes mittelſt des Finanzetats beſtimmt. . 

g Die Beſetzung dieſer Stellen erfolgt durch den Ausſchuß. Es finden 
dabei, ſoweit es ſich um das untere Kaffen- und Büreaudienſtperſonal und um 

die Neubeſetzung dieſer Stellen handelt, die Beſtimmungen des $. 11. des Re⸗ 

glements über die Civilverſorgung ꝛc. der Militairperſonen vom 20. Juni 1867. 

analoge Anwendung. 

Dieſe Beamten werden von dem Landtagsmarſchall vereidigt und in ihre 
Aemter eingeführt, ſie erhalten Geſchäftsinſtruktlonen von dem Ausſchuſſe. 

Die Aufficht über dieſe Beamten führt der Direktor für das Landarmen⸗ 
weſen nach Maßgabe der ihm vom Landtagsmarſchall reſp. vom Verwaltungs- 
ausſchuſſe zu ertheilenden Dienſtinſtruktion. 

Das ſtändiſche Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen wird durch beſonderes, vom 
Ausſchuſſe zu erlaſſendes Reglement geordnet, welches der nachträglichen Geneh⸗ 
migung des Provinziallandtages unterliegt. 


81 
; Ueber die an den einzelnen ſtändiſchen Inſtituten anzuſtellenden Beamten, 
über die Art der Anſtellung derſelben und in wie weit bei der Anftellung des zu 
(Nr. 7889.) e 60* mecha⸗ 


Ständiſche 
Inſtituts- 
beamte. 


Beſtallungen. 


* 


Oberaufſicht. 


Ausführungs⸗ 
beſtimmungen. 
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mechaniſchen Dienſtleiſtungen beſtimmten Perſonals die Beſtimmungen des Ne 
glements über die Civilverſorgung der Militairperſonen vom 20. Juni 1867. 
($$. 11. und 12.) zur Anwendung kommen, wird durch die für dieſe Inſtitute 
zu erlaſſenden Ordnungen beſtimmt. 

$. 8. 
ER Sämmtliche Beamten haben die Rechte und Pflichten mittelbarer Staats- 
eamten. 

Die beſonderen dienſtlichen Verhältniſſe der ſtändiſchen Beamten werden 
durch ihre von dem Landtagsmarſchall ausgefertigten Beſtallungen geregelt. 

§. 9. 

Die ſtaatliche Oberaufſicht über die geſammte ſtändiſche Verwaltung führt 
der Oberpräſident. a i 

Derſelbe iſt befugt, über alle Gegenſtände der ſtändiſchen Verwaltung 
Auskunft zu erfordern und an den Berathungen des Ausſchuſſes, beziehungsweiſe 
der Kommiſſionen entweder ſelbſt oder durch ſeinen Stellvertreter Theil zu nehmen. 

Er hat Beſchlüſſe des Ausſchuſſes, welche deſſen Befugniſſe überſchreiten 
oder das Staatswohl verletzen, zu beanſtanden und, ſofern eine das Vorhanden⸗ 
ſein dieſer Vorausſetzungen begründende ſchriftliche Eröffnung an den Ausſchuß 
fruchtlos geblieben iſt, Behufs Entſcheidung über deren Ausführung dem betref- 
fenden Reſſortminiſter einzureichen. 

Das Beanſtandungsrecht des Oberpräſidenten kann nicht auf ſolche Fälle 
ausgedehnt werden, welche lediglich das kommunale Intereſſe der Provinz betreffen. 

Findet der Oberpräſident ſich zun Beanſtandung von Kommiſſionsbeſchlüſſen 
veranlaßt, jo iſt die Angelegenheit an den ſtändiſchen Ausſchuß zur weiteren Be- 
ſchlußnahme zu bringen. 

Dem Oberpräſidenten iſt demgemäß von den Sitzungen des Ausſchuſſes 
unter Angabe der Hauptberathungsgegenſtände durch den Vorſitzenden zeitig An⸗ 
zeige zu machen, auch ſind ihm auf Erfordern Ausfertigungen der Beſchlüſſe des 
Ausſchuſſes zur Kenntnißnahme mitzutheilen. 


6. 10. 


Der Uebergang der in der Provinz vorhandenen, dazu geeigneten Fonds, 
Inſtitute und Stiftungen in die nach dem gegenwärtigen Regulativ zu ordnende 
ſtändiſche Verwaltung wird durch beſondere, von dem Provinziallandtage im 
Einverſtändniſſe mit der Staatsregierung aufzuſtellende Reglements, beziehungs. 
weiſe Nachträge zu den bereits beſtehenden Reglements geordnet, ſofern nicht 
etwa zu dieſem Uebergange in Folge der — namentlich durch die ſchon beſtehenden 
Reglements begründeten — beſonderen Rechts verhältniſſe eines ſolchen Fonds ıc, 
ein Geſetz erforderlich iſt. 

Bis zum Zuſtandekommen neuer Reglements ſind die zur Zeit beſtehenden 
Statuten, beziehungsweiſe Reglements, Hausordnungen und Verwaltungs⸗ 
grundſätze als maßgebend anzuſehen. 


(Nr. 7890.) 


- MM — | 
(Nr. 7890.) Verordnung über die Einrichtung und Verwaltung des Landarmen- und 
ti ie Korrigendenweſens in der Provinz Weſtphalen. Vom 15. September 1871, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen at. 


verordnen über die Einrichtung und Verwaltung des Landarmen- und Korri⸗ 
gendenweſens in der Provinz Weſtphalen, auf Grund des $. 28. des Geſetzes 
vom 8. März 1871., betreffend die Ausführung des Bundesgeſetzes über den 
Unterſtützungswohnſitz, nach Anhörung des Provinziallandtages, was folgt: 


$. 1. 

Der für die Provinz Weſtphalen beſtehende Landarmenverband umfaßt 
die Regierungsbezirke Münſter, Minden und Arnsberg und wird in feinen gegen⸗ 
wärtigen Grenzen auch ferner beibehalten. 

Der Landarmenverband hat in der Stadt Münſter ſeinen Sitz und Ge⸗ 
richtsſtand. 5 

§. 2. 


Die Verwaltung der e des Landarmenverbandes, mit Ein- 
ſchluß der Landarmen- und Korrektionsanſtalt zu Benninghauſen, wird vom 
1. Januar 1872. ab dem Provinzialverbande von Weſtphalen und ſeinen Or⸗ 
ganen (dem Provinziallandtage, dem Verwaltungsausſchuſſe, bezw. der Kom⸗ 
miſſion dieſes Ausſchuſſes), nach Maßgabe des Regulativs für die Organiſation 
der Verwaltung des Provinzialvermögens und der Provinzialanſtalten vom 
15. September 1871., übertragen. 
$. 3. 


Die laufenden Geſchäfte der Verwaltung führt der von dem Provinzial⸗ 
landtage auf die Dauer von ſechs oder zwölf Jahren gewählte und vom Könige 
beſtätigte Direktor für das Landarmenweſen. Der Direktor des Landarmen⸗ 
weſens hat ſeinen Wohnſitz in der Stadt Münſter zu nehmen; er wird von dem 
Landtagsmarſchall beeidigt und in ſein Amt eingeführt. Die Beſoldung deſſelben 
wird von dem Provinziallandtage feſtgeſetzt. 


$. 4. a 
Der Landarmendirektor bereitet die Beſchlüſſe des Verwaltungsausſchuſſes 

vor und trägt für die Ausführung derſelben Sorge. Er vertritt den Land⸗ 
armenverband nach Außen, verhandelt Namens deſſelben mit Behörden und 
Privatperſonen, führt den Schriftwechſel und zeichnet die Schriftſtücke. Er 
nimmt auf Verlangen des Verwaltungsausſchuſſes an deſſen Sitzungen mit be⸗ 
rathender Stimme Theil. 

$. 5. 


In wie weit der Landarmendirektor die Verwaltung ſelbſtſtändig zu führen 
oder die Beſchlußfaſſung des Provinziallandtages und des Verwaltungsaus⸗ 
ſchuſſes zu erwirken hat, imgleichen die Abgrenzung der Befugniſſe deſſelben 

Gr. 7890.) gegen. 


ey 


gegenüber denen des Verwaltungsausſchuſſes im Einzelnen, ſowie der Geſchäfts⸗ 
gang, die Büreau- und Kaſſeneinrichtung der Landarmenverwaltung wird durch 
ein beſonderes, vom Provinziallandtage mit Genehmigung des Miniſters des 
Innern zu beſchließendes Reglement feſtgeſtellt. 


$. 6. { 


Die Ordnung der Verwaltung und der inneren Einrichtung der Land⸗ 
armenanſtalten wird gleichfalls durch beſondere Reglements geregelt, welche der 
Provinziallandtag mit Genehmigung des Miniſters des Innern zu erlaſſen hat. 


$. 7. 


Der Verwaltungsausſchuß hat alljährlich nach dem Rechnungsabſchluſſe 
die Reſultate der Verwaltung in Beziehung auf die Landarmenpflege und das 
Korrigendenweſen durch die Amtsblätter zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


F. 8. 


Die Landarmenbehörden find befugt, in Angelegenheiten ihres Gefchäfts- 
kreiſes die Kreis⸗, Amts- und Ortsbehörden zu requiriren. 


$. 9. 


Mit dem im 50 2. gedachten Zeitpunkte treten alle mit dieſer Verordnung 
im Widerſpruche ſtehenden Beſtimmungen bezüglich der Verwaltung des Land⸗ 
armen⸗ und Korrigendenweſens, namentlich das Regulativ vom 13. September 
1843., außer Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Baden-Baden, den 15. September 1871. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 7891.) 


ee 
(Nr. 7891.) Statut für die Genoſſenſchaft zur Melioration des Haaſethals von Werſche 
bis Stockum im Amtsbezirke Osnabrück. Vom 25. September 187 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen auf Grund der Verordnung vom 28. Mai 1867. $$. 1. und 2. 
(Geſetz-Samml. vom Jahre 1867. S. 769.), nach Anhörung der Betheiligten, 
was folgt: N 

§. 1. 


Die Beſitzer der Grundſtücke, welche an der Haaſe von der oberen Wer— 
ſcher Grenze bis zur oberen Grenze des Guts Stockum in den Gemeindebezirken 
von Werſche, Stockum, Wiſſingen und Jeggen, Amts Osnabrück, belegen und 
auf der Karte, welche aus den Oppermannſchen Haaſe⸗Karten und den Marken⸗ 
karten vom Waſſerbau⸗Inſpektor Schaaf zuſammengeſtellt ift, ſowie in dem dazu 
gehörenden Verzeichniſſe der Grundſtücke von Nr. 1. bis 147. mit rothen Zahlen 
bezeichnet ſind, werden zu einem Wieſenverbande unter dem Namen: 

„Genoſſenſchaft zur Melioration des Haaſethales von 
Werſche bis Stockum“ 
vereinigt, um den Ertrag ihrer Grundſtücke durch Entwäſſerung zu verbeſſern. 

Ergiebt fi) bei dem Einſchätzungsverfahren (F. 3.), daß einzelne der vor- 
bezeichneten Grundſtücke wegen ihrer hohen Lage von der Entwäſſerung keinen 
Vortheil haben, ſo ſind dieſelben auf Antrag der Eigenthümer von dem Ver⸗ 
bande auszuſchließen. 

Der Verband hat Korporationsrechte und ſeinen Gerichtsſtand im Bezirke 
des Amtsgerichts Osnabrück. 

$. 2. 


Der Genoſſenſchaft liegt die Ausführung und Unterhaltung der Haaſe⸗ 
Regulirungsanlagen von der oberen Werſcher Grenze bis zum Gute Stockum 
und die Spezialentwäſſerung der Wieſen auf dem linken Ufer der Haaſe nach 
dem Plane und Koſtenanſchlage des Waſſerbau⸗Inſpektors Schaaf vom 3. Mai 
1869. und 11. April 1870. ob. 

Die Haaſe-Regulirungsanlagen werden auf gemeinſchaftliche Koſten des 
ganzen Verbandes ausgeführt und unterhalten, waͤhrend die Ausführung und 
Unterhaltung der linksſeitigen Spezialentwäſſerung ausſchließlich den Beſitzern 
der bei dieſem Unternehmen betheiligten Grundſtücke zur Laſt fällt. 

Die Beſamung, der Umbau und die ſonſtige Unterhaltung der einzelnen 
Wieſenparzellen durch Planirung, Düngung 2c. bleibt den Eigenthümern über⸗ 
lafjen, jedoch find dieſelben gehalten, dabei den Anordnungen des Wieſenvor⸗ 
ſtehers im Intereſſe der ganzen Anlage Folge zu leiſten. 


8. 3, 


Die Beiträge zur Erfüllung der dem Verbande obliegenden Verpflichtungen 
werden von ſämmtlichen Genoſſen nach Maßgabe der aus den gemeinſchaftlichen 
(Nr. 7891.) n. 
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Anlagen ihnen erwachſenden Vortheile aufgebracht. Zu dieſem Behufe wird von 
dem Genoſſenſchaftsvorſtande ein Kataſter der zum Verbande gehörigen Grund- 
ſtücke nach Maßgabe der Flächengröße, ſowie der verſchiedenen Höhenlage und 
Bonität derſelben angefertigt, in welchem die zu den Koſten der Spezialentwäſſe⸗ 
rung der Wieſen auf dem linken Hanfe-Ufer beitragspflichtigen Grundſtücke als 
Unterabtheilung beſonders aufzuführen ſind. 

Das ſo entſtandene vorläufige Kataſter iſt den Vorſtänden der betheiligten 
Gemeinden extraktweiſe mitzutheilen und vier Wochen lang beim Amte Osnabrück 
offen zu legen. Die Zeit der Offenlegung iſt vor deren Beginne in ortsüblicher 
Weiſe bekannt zu machen. Reklamationen gegen daſſelbe müſſen in dieſer Friſt 
ſchriftlich beim Vorſtande eingereicht werden. Ueber die Reklamationen entſcheidet 
der Amtshauptmann des Amts Osnabrück nach feinem Ermeſſen unter Zuziehung 
von Sachverſtändigen. Berufung gegen die Entſcheidung des Amtshauptmanns 
an die Landdroſtei Osnabrück und gegen die der letzteren an den Miniſter für 
die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten ſteht jedem Theile frei und muß 14 Tage 
nach Mittheilung der Entſcheidungen ſchriftlich beim Genoſſenſchaftsvorſtande 
geſchehen. Der unterliegende Theil trägt die Koſten. 

Auf Grund des Kataſters werden die Heberollen aufgeftellt. f 

Auch ſchon vor der Feſtſtellung des Kataſters kann die Landdroſtei Osna⸗ 
brück die Einziehung von Beiträgen anordnen und zwar nach der Fläche der 
betheiligten Grundſtücke oder nach dem Entwurfe des Kataſters, unter Vorbehalt 
der ſpäteren Ausgleichung. 

Nach Vollendung der Landesvermeſſung für die Grundſteuerveranlagung 
und nach vollendeter Ausführung der Anlagen ſoll eine Reviſion des Kataſters 
ſtattfinden. Stellt ſich heraus, daß noch andere Grundſtücke außer den in dem 
Kataſter verzeichneten Vortheil von den Anlagen haben, fo iſt deren Heran⸗ 
ziehung zur Genoſſenſchaft nach Anhörung der Beſitzer und Genehmigung der 
Staatsaufſichtsbehörden geftattet. 

Die Reviſion des Kataſters erfolgt durch den Genoſſenſchaftsvorſtand. 
Für das dabei zu beobachtende Verfahren und für die Einbringung von Rekla⸗ 

mationen ſind die im Vorſtehenden wegen des vorläufigen Kataſters getroffenen 
Beſtimmungen maßgebend. 

Der Amtshauptmann des Amts Osnabrück ſetzt die ee auf Antrag 
des Wieſenvorſtehers feſt und läßt die Beiträge von den äumigen durch ad» 
miniſtrative Exekution zur Verbandskaſſe einziehen. 


6. 4. 


Die Anlagen werden unter Leitung eines Technikers theils in Tagelohn, 

3 nach angemeſſenen Akkordſätzen, theils, ſoweit es zweckmäßig erſcheint, nach 
fahrt. des Vorſtandes durch Verdingung an den Mindeſtfordernden aus⸗ 
geführt. 

Auf Wunſch einzelner Genoſſen kann jedoch der Vorſtand die innerhalb 
deren Grundſtücke vorkommenden Arbeiten durch Naturalleiſtung der betreffenden 
Grundbeſitzer ausführen laſſen. 

Den 
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Den Werth der Naturalleiſtung in Gelde ſetzt der Vorſtand nach ſeinem 
Ermeſſen feſt und iſt in ſolchen Fällen der Vorſteher befugt, die nicht rechtzeitig 
oder nicht gehörig ausgeführten Arbeiten nach einmaliger vergeblicher Erinnerun 
auf Koſten der Säumigen machen und die Koſten von denſelben durch admini⸗ 
ſtrative Exekution beitreiben zu laſſen. Eben dazu iſt der Wieſenvorſteher befugt 
bei Arbeiten, welche den einzelnen Genoſſen für ihre Grundſtücke obliegen und 
im Intereſſe der ganzen Anlage nicht unterbleiben dürfen. 5 

Hierzu gehören insbeſondere Brücken für die Heuwege über Privat - Ent. 
wäſſerungsgräben und alle Anlagen, deren Beſtand auf die Genoſſenſchafts⸗ 
anlagen oder Theile derſelben Einfluß hat. 


$. 5. 


Die Anlegung der nöthigen Gräben, Bewallungen ꝛc. muß jeder Wieſen⸗ 
genoſſe ohne Weiteres geſtatten und den dazu erforderlichen Boden in der Regel 
unentgeltlich hergeben. Soweit ihm der Werth nicht durch das an den Damm⸗ 
doſſirungen und Uferrändern wachſende Gras, durch Ueberlaſſen der alten Graben⸗ 
betten oder durch andere zufällige Vortheile erſetzt werden ſollte, iſt Entſchädi⸗ 
gung zu leiſten, welche der Vorſtand feſtſetzt. Inloton 

Die Feſtſtellung und Anweiſung der Heuabfuhr⸗ und Düngerzufuhr⸗Wege 
geſchieht nach Ausführung der Anlage durch den Vorſtand. Jeder Verbands⸗ 
genoſſe, welcher die Heuabfuhr oder Düngerzufuhr über fein Grundſtück zu dulden 
— ohne daß ihm bisher eine entſprechende Verpflichtung obgelegen hat, erhält 
ür die laufende Ruthe des Weges eine ein für alle Mal zu zahlende billige 
Entſchädigung, welche von den Beſitzern der bei dem einzelnen Wege betheiligten 
Grundſtücke nach dem Maßſtabe ihres Flächeninhalts aufgebracht werden muß. 

Die Feſtſetzung der zu leiſtenden Entſchädigung und die Repartition det 
Leiſtung auf die einzelnen Grundbeſitzer erfolgt durch den Genoſſenſchaftsvorſtand. 

Streitigkeiten über die vom Vorſtande feſtgeſetzten Entſchädigungen werden, 
mit Ausſchluß des Rechtsweges, ſchiedsrichterlich entſchieden (conf. F. 11). 

Die zur Ausführung des Meliorationsplanes erforderliche Enteignung oder 
Belaſtung fremder, nicht zur Genoſſenſchaft gehöriger Grundſtücke erfolgt nach 
Maßgabe des Hannoverſchen Ent⸗ und Bewäſſerungsgeſetzes vom 22. Auguſt 1847. 


$. 6. 
Die Angelegenheiten des Vereins werden geleitet von einem Wieſenvor⸗ 
ſteher und vier Wieſenſchöffen, welche zuſammen den Vorſtand bilden. a 
Dieſelben bekleiden ein Ehrenamt. f 
Die Vergütungen des Vorſtandes für baare Auslagen und Verſaumniß 
ſetzt die Generalverſammlung feſt. 
$. 7. 


Der Biefenvoritehe, welcher von den Mitgliedern der Genoſſenſchaft auf 
ſechs Jahre gewählt wird, braucht nicht Mitglied des Verbandes zu ſein. ‚Die 
Jahrgang 1871. (Nr. 7891.) 61 Wiefen- 
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Wieſenſchöffen nebft vier Stellvertretern werden von den Wieſengenoſſen aus 
ihrer Mitte auf ſechs Jahre gewählt. 7 

Bei der Wahl entſcheidet die einfache Majorität der von den anweſenden 
Genoſſen e Stimmen und hat dabei jeder Wieſengenoſſe Eine Stimme; 
wer mehr als 5 Morgen im Verbande beſitzt, hat 2 Stimmen, wer mehr als 
10 Morgen beſitzt, 3 Stimmen und fo fort für jede 5 Morgen mehr Eine 
Stimme mehr. 

Der Amtshauptmann des Amts Osnabrück beruft die Wahlverſammlung 
durch den Verbandsvorſteher und führt den Vorſitz in derſelben. Er verpflichtet 
die Gewählten durch Handſchlag an Eides Statt. 

Minderjährige und moraliſche Perſonen können durch ihre geſetzlichen 
Vertreter, Ehefrauen durch ihre Ehemänner mitſtimmen. 

Wählbar iſt derjenige, welcher mindeſtens Einen Morgen Wieſe im Ver⸗ 
bande beſitzt und die bürgerlichen Ehrenrechte nicht durch rechtskräftiges Erkenntniß 
verloren hat. Im Uebrigen ſind bei der Wahl die wegen der Wahl der Ge⸗ 
meindebeamten beſtehenden Vorſchriften des Geſetzes vom 28. April 1859., die 


Landgemeinden betreffend, zu beobachten. 8 
Zur Legitimation des Vorſtandes dient das vom Amte beſcheinigte Wahl⸗ 
protokoll. ö 
$. 8. 


Die Generalverſammlung der Genoſſen wird in den Fällen, in welchen 
ihr ſtatutenmäßig eine Mitwirkung zuſteht (vergl. jedoch wegen der Wahlen 
der Vorſtandsmitglieder den §. 7.), von dem Vorſtande berufen und von dem 
Wieſenvorſteher geleitet. Die Beſchlüſſe der Generalverſammlung ſind nach 
Mehrheit der Stimmen zu faſſen, wobei ſich der Umfang des Stimmrechts der 
Genoſſen nach den im $. 7. enthaltenen Beſtimmungen richtet. 


$. 9. 
Der Wieſenvorſteher ift die ausführende Verwaltungsbehörde des Ver⸗ 
bandes und vertritt denſelben anderen Perſonen und Behörden gegenüber, ſowie 
vor Gericht. 


Er hat insbeſondere: 


a) die Ausführung gemeinſchaftlicher Anlagen nach dem feſtgeſtellten Ent⸗ 
wäſſerungsplane mit Hülfe des vom Vorſtande erwählten Technikers zu 
veranlaffen und dieſelbe zu beaufſichtigen, 


b) die Beiträge auszuschreiben, die Zahlungen auf die Kaſſe anzuweiſen; 

c) die Voranſchläge und Jahresrechnungen den Wieſenſchöffen zur Feſt⸗ 
ſtellung und Abnahme vorzulegen; 

d) den Wieſenwärter und die Unterhaltung der Anlagen zu beauffichtigen 
und die halbjährige Grabenſchau im Frühling und Herbſt mit 98 
Wieſenſchöffen abzuhalten f b 

e) den 
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e) den Schriftwechſel für den Wieſenverband zu führen und die Urkunden 

deſſelben zu unterzeichnen; zur Abſchließung von Verträgen iſt die Zu⸗ 
ſtimmung der Wieſenſchöffen nöthig 

f) die Ordnungsſtrafen gegen ae DR des Wieſenverbandes wegen Ver⸗ 
letzung dieſes Statuts und der beſonders dazu erlaſſenen Reglements bis 
zur Höhe von Einem Thaler feſtzuſetzen und zur Kaſſe einzuziehen. 


In Behinderungsfällen läßt ſich der Wieſenvorſteher durch einen Wieſen⸗ 
ſchöffen vertreten. 
$. 10. 


Zur Bewachung und Bedienung der Verbandsanlagen ſtellt der Vorſtand 
im Falle des Bedürfniſſes einen Wieſenwärter an, deſſen Lohn die General⸗ 
verſammlung feſtſtellt. 

Die Wahl des Wieſenwärters unterliegt der Beſtätigung des Amts⸗ 
hauptmanns. 

Der Wieſenwärter wird beeidigt, er muß den Anordnungen des Wieſen⸗ 
vorſtehers pünktlich Folge leiſten und kann von demſelben mit Verweis und 
Geldbuße bis zu Einem Thaler beſtraft werden. 


$. 11. BE 


Die Streitigkeiten, welche 8 Mitgliedern des Verbandes über das 
Eigenthum von Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und über beſondere, auf ſpe⸗ 
ziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien beſtehen, 
gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten des Ver⸗ 
bandes oder die angebliche Beeinträchtigung eines oder des anderen Genoſſen be⸗ 
treffenden Beſchwerden vom Vorſtande unterſucht und entſchieden. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs an 
ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Beſcheides an gerechnet, ſchriftlich bei dem Wieſenvorſteher angemeldet 
werden muß. 

Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil trägt 
die Koſten. Das Schiedsgericht beſteht aus dem vom Amtshauptmann ernannten 
Vorſitzenden und zwei Beiſitzern. Die Beiſtzer nebſt einem Stellvertreter für 
jeden werden von der Generalverſammlung der Wieſengenoſſen auf ſechs Jahre 

ewählt. Wählbar iſt Jeder, der in der Gemeinde ſeines Wohnorts zu den 
öffentlichen Gemeindeämtern wählbar und nicht Mitglied des Verbandes iſt. 

Das Schiedsgericht entſcheidet nach Stimmenmehrheit, über die Form des 
ſchiedsrichterlichen Verfahrens hat daſſelbe zu beſtimmen. 


6. 12. 


Wegen der Grabenräumung, der Heuwerbung und der Hütung auf den 
Wieſen hat der Vorſtand die nöthigen Beſtimmungen zu treffen und kann deren 
(Nr. 7891.) 61* Ueber- 
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Uebertretung mit Ordnungsſtrafen bis drei Thaler bedrohen, auch die Strafen 
erkennen und einziehen. . 7 0 e dene ma (9 
. $. 13. 

Der Entwäſſerungsverband iſt der Oberaufſicht des Staates unterworfen. 

Das Aufſichtsrecht wird in unterſter Inſtanz von dem Amtshauptmann 
des Amts Osnabrück, in den höheren Inſtanzen von der Landdroſtei Osnabrück, 
beziehungsweiſe von der künftig an deren Stelle tretenden Landespolizeibehörde 
und von dem Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten nach Maß⸗ 
gabe dieſes Statuts, übrigens in dem Umfange und mit den Befugniſſen, 
welche den Auffichtöbehörden den Landgemeinden gegenüber zuſtehen, ausgeübt. 


$. 14. 


Abänderungen dieſer Statuten können nur unter landesherrlicher Geneh⸗ 
migung erfolgen. : 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. ne 
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(I. S.) Wilhelm. 
v. Selchow. Leonhardt. 


(Nr. 7892.) 
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(Nr. 7892.) Allerhöchſter Erlaß vom 27. September 1871., betreffend die Genehmigung 
des Regulativs für die Organiſation der Verwaltung des provinzial⸗ 
ſtändiſchen Vermögens und der provinzialſtändiſchen Anſtalten in der 
Rheinprovinz. 


Au den Bericht vom 22. September d. J. will Ich in Gemäßheit des $. 53. 
des Geſetzes wegen Anordnung der Provinzialſtände für die Rheinprovinz vom 
27. März 1824. (Geſetz⸗Samml. S. 101.), dem Antrage des Provinzialland- 
tages dieſer Provinz entſprechend, das anliegende 
4 Regulativ für die Organiſation der e des pro⸗ 
vinzialſtändiſchen Vermögens und der provinzialſtändiſchen 
Anſtalten in der Rheinprovinz — 
hiermit genehmigen. f 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlich 
Kenntniß zu bringen. 2 


Baden-Baden, den 27. September 1871. 


Wilhelm. 
| Gr. zu Eulenburg. 
An den Miniſter des Innern. | 


(Nr, 7892.) Re ; 
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Regulativ 
- für | 
die Organiſation der Verwaltung des provinzialſtaͤndiſchen Vermögens 
und der provinzialſtaͤndiſchen Anſtalten in der Rheinprovinz. 


F. 1. 


Jun Zwecke der Verwaltung des provinzialſtändiſchen Vermögens und der 
provinzialſtändiſchen Anſtalten der Rheinprovinz wird ein 
Provinzial⸗Verwaltungsrath 


§. 2. 5 
Der Provinzial⸗Verwaltungsrath beſteht bis zur Einführung der zu er⸗ 
wartenden neuen Provinzialordnung a 
1) aus dem jedesmaligen Landtagsmarſchall oder in Behinderungsfällen 
deſſelben dem Stellvertreter des Landtagsmarſchalls als Vorſitzenden; 
2) aus funfzehn Mitgliedern, welche von dem Provinziallandtage aus 
ſeiner Mitte gewählt werden. Dieſe Wahl, welche in der Weiſe ge⸗ 
ſchieht, daß auf die fünf Regierungsbezirke je drei Mitglieder entfallen, 
erfolgt auf die Dauer von ſechs en mit der Maßgabe, daß bei 
Ablauf dieſer Wahlperiode die Mitgliedſchaft im Provinzial⸗Verwaltungs⸗ 
rathe bis zur Wahl des Nachfolgers fortdauert. 


§. 3. 

Der Provinzial-Verwaltungsrath hat die Verwaltung des provinzialſtän⸗ 
diſchen Vermögens und der provinzialſtändiſchen Anſtalten nach Maßgabe der 
Beſchlüſſe des Provinziallandtages, insbeſondere auch in Gemäßheit des von 
dieſem feftzuftellenden Finanzetats, zu führen. In wie weit im Uebrigen der 
Provinzial⸗Verwaltungsrath die Verwaltung ſelbſtſtändig zu führen, oder die 
Beſchlußfaſſung des Provinziallandtages zu erwirken hat, wird, ſoweit die für die 
einzelnen Verwaltungszweige beſtehenden Reglements darüber keine Beſtimmung 
— durch Beſchluß des Provinziallandtages feſtgeſetzt. 

Der Provinzial⸗Verwaltungsrath hat über die Ergebniſſe der Verwaltung 
dem Provinziallandtage Jahresberichte zu erſtatten. 

Seinen Geſchäftsgang regelt der Provinzial⸗Verwaltungsrath durch eine 
von ihm zu entwerfende, durch Beſchluß des Provinziallandtages feſtzuſtellende 
Geſchäftsordnung. 34 


Der Landtagsmarſchall, und in deſſen Behinderung der Stellvertreter 
deſſelben, welcher die ſtändiſche Verwaltung nach Außen und vor Gericht Am 
/ 


beſtellt. 


er NE RR VDE . 


| Per er - 1 en uns 471¹ — 8 N ER i 
tritt, auch Namens derſelben mit Behörden und Privatperſonen verhandelt, den 


Schriftwechſel führt und alle Schrifſtücke zeichnet, führt den Vorſitz im Pro⸗ 
vinzial⸗Verwaltungsrath. Er beruft denſelben und leitet die Verhandlungen 
ah Maßgabe der Geſchäftsordnung (F. 3. a. S.). Er iſt berechtigt, jederzeit, 
namentlich auch wenn der Provinzial⸗Verwaltungsrath nicht pecſatel iſt, 
Kenntniß von dem Gange der Verwaltung zu nehmen und ſind die ſämmtlichen 
ſtändiſchen Beamten verpflichtet, ihm jede verlangte Auskunft zu gewähren. 

Maßregeln, welche nach feiner Anficht die Befugniſſe der ſtändiſchen Beamten 
überſchreiten, oder für den br AL Verband und die Aufgaben def- 
ſelben weſentlichen Nachtheil herbeiführen würden, kann er bis zur nächſten 
Sitzung des Provinzial⸗Verwaltungsrathes beanſtanden. 


$. 5. 


Die Stellen der zur Beſorgung der Büreau⸗, Kaſſen , techniſchen und 
anderen Geſchäfte des Provinzial⸗Verwaltungsrathes nöthigen Beamten werden — 
inſoweit dieſe Geſchäfte nicht im Einverſtändniſſe mit den Staatsbehörden in bis⸗ 
heriger Weiſe durch Beamte der Königlichen Regierungen fortgeführt werden 
können — nach Zahl, Dienſteinnahme und Art der Beſetzun (auf Lebenszeit, 
auf Zeit, auf Kündigung) auf Vorſchlag des Provinzial⸗Verwaltungsrathes 
mittelſt des Finanzetats beſtimmt. 

Die Beſetzung dieſer Stellen, bei welcher die Beſtimmungen des F. 11. 
des Reglements über die Civilverſorgung der Militairperſonen vom 20. Juni 
Ibm ri Anwendung finden, erfolgt durch den Provinzial⸗Verwaltungsrath 
elbſtſtändig. i 
0 Diet Beamten werden von dem Landtagsmarſchall oder einem von ihm 
ernannten Delegirten vereidigt und in ihre Aemter eingeführt. Sie erhalten ihre 
Geſchäftsinſtruktionen vom Provinzial: Berwaltungsralh. 

Das ſtändiſche Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen wird durch beſonderes Re⸗ 
glement geordnet. 

g $. 6. 


Für die unmittelbare Verwaltung und Beauffichtigung einzelner ſtändiſcher 
Anſtalten können durch den Provinzial-Verwaltungsrath beſondere ſtändiſche 
Kommiſſionen oder Kommiſſare beſtellt werden. Der Provinzial-Verwaltungsrath 
beſtimmt auch die Begrenzung der Kompetenz und ihre Zuſammenſetzung und ſtellt 
ihre Geſchäftsinſtruktion auf. Die Kommiſſionen oder Kommiſſare führen ihre 
Geſchäfte unter der Leitung und Aufſicht des Verwaltungsrathes. | 


$. 7. 


Ueber die an den einzelnen ftändifchen Inſtituten anzuftellenden Beamten, 
über die Art der Anſtellung derſelben, und in wie weit dabei die Beſtimmungen 
des Reglements über die Civilverſorgung ꝛc. der Militairperſonen vom 20. Juni 
1867. (F. 11. und 12.) zur Anwendung kommen, wird durch die für dieſe 
Inſtitute durch den Provinztallandtag zu erlaſſenden Ordnungen beſtimmt. 


(Nr, 7892.) $. 8, 
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5... Sämmtliche ſtändiſche Beamte haben die Rechte und Pflichten mittelbarer 
Staatsbeamten. Die beſonderen dienſtlichen Verhältniſſe der ſtändiſchen Beamten 


werden durch ihre Beſtallungen geregelt, welche vom Landtagsmarſchall aus⸗ 
gefertigt werden. 
$. 9. 


Die ſtaatliche Oberaufſicht über die geſammte ſtändiſche Verwaltung fuͤhrt 
der Oberpräſident. N 

Derſelbe iſt befugt, über alle Gegenſtände der ſtändiſchen Verwaltung 
Auskunft zu erfordern und an den Berathungen des Provinzial⸗Verwaltungs⸗ 
rathes entweder ſelbſt oder durch ſeinen geſetzlichen Stellvertreter Theil ie nehmen. 

Er hat Beſchlüſſe des Provinzial⸗Verwaltungsrathes, welche deſſen Be⸗ 
fugniſſe überſchreiten oder das Staatswohl verletzen, zu beanſtanden und, ſofern 
eine das Vorhandenſein dieſer Vorausſetzungen begründende ſchriftliche Eröffnung 
an den Provinzial⸗Verwaltungsrath fruchtlos geblieben iſt, Behufs Entſcheidung 
über deren Ausführung dem betreffenden Reſſortminiſter einzureichen. 
Dem Oberpräſidenten iſt demgemäß von den Sitzungen des Provinzial; 
Verwaltungsrathes unter Angabe der Berathungsgegenſtände durch den Vor⸗ 
ſitzenden zeitig Anzeige zu machen; auch ſind ihm auf Erfordern Ausfertigungen 
der Beſchlüſſe des Pov mial ⸗Verwaltungsrathes zur Kenntnißnahme mitzutheilen. 


$. 10. 


Der Uebergang der in der Provinz vorhandenen, dazu geeigneten Fonds, 
Inſtitute und Stiftungen in die nach dem gegenwärtigen Regulativ zu ordnende 
ſtändiſche Verwaltung wird durch beſondere, von dem Provinziallandtage im 
Einverſtändniſſe mit der Staatsregierung aufzuſtellende Reglements geordnet, 
ſofern nicht etwa gie dieſem Uebergange in Folge der — namentlich durch die 
ſchon beſtehenden Reglements begründeten — beſonderen Rechtsverhältniſſe eines 
ſolchen Fonds ꝛc. ein Geſetz erforderlich iſt. a 


$. 11. 
Die vom Provinzial» Verwaltungsrathe bei feinem Zuſammentritt ſich zu 
gebende Geſchäftsordnung ($. 3. letztes Alinea) erhält bis zur Verſammlung des 
nächſtfolgenden Provinziallandtages, welchem die Feſtſtellung derſelben obliegt, 
proviſoriſche Gültigkeit. 


Redigirt in Büreau des Staats-Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(N. v. Decker). 


